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2 ) durch das Zuſammentreffen mehrerer An⸗

zeigungen , welche die im §. 465 Nr . 2 und 4 geforderten

Eigenſchaften haben , unterſtützt iſt..

§. 468 . Entſchuldigungsthatſachen können von

dem Criminalgerichte für rechtlich gewiß angenommen wer⸗

den , wenn auch die in den vorhergehenden Beſtimmungen

geforderten Vorausſetzungen oder Bedingungen der recht⸗

lichen Gewißheit von Anſchuldigungsthatſachen nicht vor⸗

handen ſind .

neunzehnter Citel .

Von den Rechtsmitteln gegen die Endurtheile

des Criminalgerichts .

Erſter Abſchnitt .

Von der Appellation .

§. 469 . Gegen die Endurtheile der Criminalgerichte findet
das Rechtsmittel der Appellation an das Oberappellations⸗

gericht unter den folgenden Beſtimmungen Statt .

. 470 . Dem Verurtheilten ſteht die Appellation zu :

9 ) wenn die That , wegen welcher er zur Strafe verur⸗

theilt wurde , durch kein Strafgeſetz verboten iſt ;

2 ) wenn die That gegen die Geſetze für ein ſchwereres

aen oder Vergehen erkannt ; oder

3 ) wenn die Strafverfolgung verjährt ift ;

4) wenn auf eife von dem Gefege nicht gedrohte ſchwerere
Strafgattung , oder auf eine das

geſebliche
Maß über⸗

ſchreitende S trafgröße erkannt iſt ;
5 ) wenn es an den geſetzlichen Votausſetzungen fehlt,
durch deren Daſeyn die Annahme der rechtlichen Ge⸗

wißheit der Anſchuldigungsthatſachenbebingt:ift :
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S. 474 . Cine Appellation deg Angeklagten gegen die Bez

ſtimmungen des Urtheils , welche die Entſchädigungs⸗

anſprüche des Privatklägers zum Inhalte haben , findet

nur Statt , wenn die Appellationsſumme vorhanden , oder

nach den Beſtimmungen der bürgerlichen Prozeßordnung nicht

erforderlich iſt .

§. 472 . Dem Staatsanwalte ſteht die Appellation zu :

1 ) gegen losſprechende Urtheile , wenn die Losſpre⸗

chung mit Unrecht darauf gebaut wurde , daß die That durch

kein Strafgeſetz verboten , oder daß die Strafverfol⸗

güng verjährt fei ;
:

2 ) gegen verurheilende Erkenntniſſe , wenn das V er⸗
brechen oder Vergehen gegen die Geſetze für ein ge⸗

ringeres erkannt , oder eine andere oder geringere als

die geſetzliche Strafe gegen den Verurtheilten ausgeſprochen

wurde .

§. 473 . Die Appellation ſteht dem Staatsanwalte

und dem Angeklagten zu :

1 ) wenn das urtheilende Criminalgericht nicht das zu⸗

ſtändige , oder bei der Verhandlung oder der Urtheils⸗
fällung nicht gehörig beſetzt war ;

29 wenn weſentliche Vorſchriften des Verfah⸗
reng verlegt wurden .

§. 474 . Als weſentlich im Sinne des §. 473 gelten :

1 ) diejenigen Vorſchriften , deren Verletzung eine Be⸗

ſchränkung des Angeklagten im Gebrauche ſolcher geſetz⸗

lichen Befugniſſe oder Proceßhandlungen , welche als Theile

oder Mittel der Verth iit g erſcheinen , oder eine

Beſchränkung des Staatsanwalts im Gebrauch geſetz⸗

lich erlaubter Strafverfolgungsmittel enthält ; ferner

2 ) Vorſchriften , welche den Gebrauch beſtimmter Be⸗

weismittel , die zum Nachtheil des Appellanten benützt

worden find , verbieten ; fo wie
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3 ) Vorſchriften , welche für die Benutzung geſetzlich zu —

läſſiger Beweismittel , die zum Nachtheil des Appellanten

gebraucht worden ſind , beſtimmte , deren rechtliche Glaub⸗

würdigkeit bedingende , Formen anordnen ; endlich

4 ) die Vorſchrift der Oeffentlichkeit der Verhandlungen .

§. 475 . Verletzungen der Vorſchriften des Verfahrens in

der frühern Unterſuchung bis zur Schlußverhandlung gelten

für wieder gehoben , wenn nicht bei der Schlußverhandlung

nach Ausweis des Protokolls beſondere Beſchwerde dagegen

erhoben wurde .

§. 476 . Wegen der Größe der erkannten © trafe findet

weder von Seite des Staatsanwalts noch des Verurtheilten

eine Appellation Statt , wenn dieſelbe innerhalb des geſetz⸗

lich gedrohten niederſten und höchſten Strafmaßes zuge⸗

meſſen iſt .

§. 477 . Eben ſo wenig finder bei dem Daſeyn der gefetz⸗

lihen Bedingungen für die Annahme der rechtlichen Gewiß⸗

heit von Anſchuldigungsthatſachen die Appellation

aus dem Grunde Statt , weil in dem Urtheile ſolche That⸗

ſachen als rechtlich gewiß oder als nicht rechtlich

gewiß angenommen wurden .

Gegen die Annahme oder Nichtannahme der rechtlichen

Gewißheit von Entſchuldigungsthatſachen findet ſie

niemals Statt , ohne daß es auf das Daſeyn oder Nicht⸗

daſeyn jener Bedingungen ankommt .

§. 478 . Die Appellationsanmeldung , verbunden

mit der Aufſtellung der Beſchwerden , geſchieht in

einer Nothfriſt von drei Tagen , von Verkündung des Urtheils

an , mittelſt einer Erklärung , welche der Staatsanwalt

ſchriftlich , der Verurtheilte hingegen , oder der Vertheidiger ,

oder ein beſonders Bevollmächtigter deſſelben , ſchriftlich

oder mündlich auf der Kanzlei des Bezirksgerichts abgibt .
§ . 479 . Die Appellation hat aufſchiebende Wirkung .
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Wenu jedoch der zu einer Freiheiteſtrafe Verurtheiltedie
Appellation nur gegen die Dauer der Strafe richtet , ſo
kann er , ohne Unterſchied , ob er ſi ch im Verhaft befinde
oder nicht , mit Vorbehalt der Entſcheidung des Oberappel⸗
lationsgerichts über das ergriffene Rechtsmittel , die Ib -

lieferung in die Strafanſtalt zur vorläufigen der

Strafe verlangen .

§. 480 . Die Freilaſſung eines losgeſprochenen Angeklag⸗
ten wird nur dann aufgeſchoben , wenn der Staatsanthalt
der darauf anträgt , die Appellation ſogleich bei Verkuͤndung
des Urtheils anmeldet .

§. 481. Die Vollſtreckung eines verurtheilenden Erkennt⸗

niſſes , in fo fern dagegen tein Rechtsmittel ergriffen worden

iſt , erfolgt in den nächſten vierundzwanzig Stunden nach
Ablauf der im §. 478 beſtimmten Appellationsanmeldungs⸗
friſt , oder wenn dieſes Rechtsmittel ergriffen worden iſt , in

den nächſten vierundzwanzig Stunden nach der Verkündung
des die Verurtheilung beſtätigenden oder auf eine andere

Strafe erkennenden Urtheils des Oberappellationsgerichts,
oder in der nämlichen Friſt nach der Erklaͤrungdes Verzichts
auf das Rechtsmittel .

S . 482 . Wenn der Angeklagte , der bisher nicht verhaftet
war , gegen ein Erkenntniß , durch welches er zu einer Frei⸗
heitsſtrafe verurtheilt wurde , die Appellation ergriffen hat ,
ſo kann er nur auf den Antrag des Staatsanwalts , und
zwar nur dann verhaftet werden , wenn bie in den §§. 220
bis 222 beſtimmten Vorausſetzungen der Zuläßigkeit des

Verhafts eintreten . Der Verhaft wird von dem Criminal⸗

gericht erkannt , oder wenn dieſes nicht mehr verſammelt iſt ,
von dem Bezirksgericht.

§. 483 . Dem Verurtheilten , welcher die Appellation erz

griffen hat , iſt es unbenommen, binnen vierzehn Tagen
von der Verkündung des Urtheils an , entweder ſelbſt , oder

durch einen Vertheidiger , den er erwählt , oder der ihm auf
Entw . Strafproceßordn . 7



98

frin Verlangen von dem Bezirksgerichte ernannt wird , eine

ſchriftliche Ausführung feiner Beſchwerden auf der Kanzlei

des Bezirksgerichts einzureichen .

Er iſt in jedem Falle befugt , in eben dieſer Ausführung

andere Beſchwerden aufzuſtellen oder die aufgeſtellten zu

verbeſſern .
§. 484 . Es bleibt ihm ferner unbenommen , bei der Ver⸗

handlung des Oberappellationsgerichts durch einen Verthei⸗

digerſich vertreten zu laſſen , den er ſelbſt erwählt , oder

der ihm auf ſein Verlangen von dem Oberappellationsgericht

ernannt wird .

- 6 485 . Die Kanzlei übergiebt die Appellationsanmeldung
des Verurtheilten und eben ſo ſeine Beſchwerdeſchrift ( . 483 )

ſogleich nach dem Empfange dem Staatsanwalt .

§ . 486 . Dem Staatsanwalt , welcher die Appellation er⸗

griffen hat , bleibt ebenfalls unbenommen , binnen der im

§. 483 beſtimmten Friſt neue Beſchwerden aufzuſtellen , oder

die aufgeſtellten zu verbeſſern , und eine ſchriftliche Ausfüh⸗
rung der Beſchwerden zu übergeben .

8. 487 . Die Appellationsanmeldung des Staatsanwalts , ſo

wie ſeine in Gemäßheit des §. 486 nachträglich überreichte

Schrift wird dem Angeklagten in den erſten drei Tagen nadh

der Ueberreichung eingehändigt.
Iſt er verhaftet , ſo geſchieht die Einhändigung durch die

Kanzlei , andernfalls laͤßt ſie der Staatsanwalts beſorgen.
Die Frift wird in diefem Falle für jede Entfernung von ſechs

Stunden um einen Tag verlängert .

§. 488 . Dem Angeklagten , der die Appellation nicht an⸗

gemeldet hat , ſteht die Befugniß zu , innerhalb drei Tagen

nach der Einhändigung der Appellationsanmeldung des

Staatsanwalts , oder innerhalb gleicher Friſt nach der Ein⸗

händigung der in Gemäßheit des §. 486 nachträglich abge⸗

änderten oder neu aufgeſtellten Beſchwerden gegen das
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Urtheilnachträglich ebenfalls Beſchwerdenauftüſtelen,mib
im Wege der Anſchließung geltend zu machen. 2

§. 489 . Verzichtet der Staatsanwalt auf die Fortfetzung
der Appellation , ſo fällt auch das im § . 488 demAngeklagten

ertheilte Recht weg , die nachträglich aufgeſtellten Brimmer
den geltend zu machen ,

§. 490 . Nach Ablauf der im ş. 483 beſtimmtenFriſt, , To
ſchon vorher , wenn die ſchriftliche Ausführung der Be⸗

ſchwerden früher eingereicht wird , und im Falle der Appel⸗
lation des Staatsanwalts nach Ablauf der dem Angeklagten
im §. 488 für die Anſchließung gegebenen weitern Friſt ,

übergiebt die Kanzlei die Acten ſofort dem Staatsanwalt ,

welcher ſie ohne Verzug an den Generalſtaatsanwalt ein⸗

ſendet , oder an das Juſtizminiſterium , wenn daſſelbe dieſe

Einſendung verordnet hat . Im letztern Falle laͤßt das Juſtiz⸗

miniſterium die Acten in den nächſten achtundvierzig Stun⸗

den nach dem Empfange an den Generalſtaatsanwalt ab-
ſenden.

5. 491 . Der Generalſtaatsanwalt theilt dieActen binnen
acht Tagen nach dem Empfange dem Präſiidenten des Ober⸗

appellationsgerichts mit , welcher den Tag zurVerhandlung
beſtimmt , und den Generalſtaatsanwalt ſowohl als den

Vertheidiger desAngeklagtenddavon in Kenutniß ſetzen läßt.
§. 492 . Das Oberappellationsgericht entſcheidet auf er⸗

ſtatteten Vortrag eines Gerichtsmitglieds , nachbem der

Generalſtaatsanwalt und der Vertheidiger , wenn ein ſolcher

erfhienen ift , gehört worden fiind. Die Sitzung iſt öffentlich,
wenn nicht einer der im g . 364 beſtimmten Ausnahmsfäle
eintritt .

§. 493 . Findet das Oberappellationsgericht in den Fen

des §. 473 die Beſchwerde gegründet , ſo hebt es das Urtheil

des Criminalgerichts als nichtig auf , und verweist die

Sache zur neuen Verhandlung an ein anderes Crimnal⸗
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gericht , es

è

fei denn , daß der Beſchwerdegrund in der unter⸗

laſſenen , nicht mehr nachzuholenden , Beobachtung einer
Vorſchrift des Verfahrens von der Art beſteht , daß es nun

an dem Daſeyn der geſetzlichen Vorausſetzung des Anſchul⸗

digungsbeweiſes fehlt . In dieſem Falle , ſo wie in allen
Fällen der $5. 470 —472 ſpricht das Oberappellationsgericht
zugleich die Abänderung des Urtheils in der aus .

§. 494 . Die Abänderungen des Urtheils zum Nachtheil
des Angeklagten können in keinem Falle weiter gehen , als

die Anträge des Staatsanwalts .

. 493 . Dem Privatkläger bleibt gegen das Urtheil
des Criminalgerichts , wegen der Anſprüche , die ihm nicht
zuerkannt wurden , die beſondere Rechtsverfolgung vor dem

bürgerlichen Richter vorbehalten .

Eine Appellation an das
Overanprliaitonsgeridj

faje
ihm nicht zu .

§. 496. Hat der Angeklagte gegen die Beſtimmungen des

Urtheils „ welche die Anſprüche des Privatklägers zum In⸗

halt haben , die Appellation ergriffen , fo läft die Kanzlei
die Appellationsanmeldung mit den aufgeſtellten Beſchwer⸗
den binnen der im §. 487 beſtimmten Friſt dem Privatkläger

einhändigen welchem dann unbenommen bleibt , innerhalb

drei Tagen gegen die nämlichen Theile des Urtheils ebenfalls

Beſchwerden aufzuſtellen, und in der Sitzung des Ober⸗

appellationsgerichts, in welche er dann vorzuladen iftt , im
Wege der Anſchließung geltend zu machen .

§. 497 . Wird der von dem Criminalgericht zur Straf e

und Entſ chädigung verurtheilte Angeklagte von dem
Oberappellationsgericht losgeſprochen , ſo bleibt demBe⸗
ſchädigten die beſondere Rechtsverfolgung vor demBirger

lichen Richter vorbehalten .

$-
s

as , Hat der Peate nur gegen bie, Beſtinmun⸗



404

gen des Urtheils , welche die Anſprüche des Privatklägers
zum Inhalt haben , die Appellation ergriffen , ſo giebt das

Oberappellationsgericht über dieſe Anſprüche in allen Fällen
ein Enderkenntniß ; die Appellation wird aber in dieſem Falle

lediglich nach den Vorſchriften der bürgerlichen Prozeßord⸗

nung verhandelt , und zwar ohne die in den §§. 280 und 281

bezeichneten Beſchränkungen .

§. 499 . Dem Verurtheilten ſteht in allen Fällen frei , ſich
auf die Gnade des Großherzogs zu berufen ; jedoch gilt

dieſe Berufung als Verzicht auf das der Ap⸗

pellation . $,

Zweiter Abſchnitt .

Von der Wiederaufnahme des Strafberfahrens .

§. 500 . Der Verurtheilte iſt zu jeder Zeit , ſelbſt nach

ſchon erſtandener Strafe , berechtigt , die Wiederaufnahme

des Strafverfahrens zu verlangen :

1 ) wenn dargethan wird , daß Urkunden , welche in

dem früheren Verfahren gegen ihn vorgebracht und berück⸗

ſichtigt wurden , fal ſch oder verfaͤlſcht , oder daf Zeu⸗

gen, die zu ſeinem Nachtheil ausgeſagt haben , meineidig ,

oder daß einer oder . mehrere derſelben oder der urtheilen⸗

den Richter beſtochen geweſen ſind ; oder

2) wenn er neue in dem früheren Verfahren noch nicht

vorgekommene Beweismittel vorbringt , welche geeignet

ſind , die Grundloſigkeit des früheren Anſchuldigungsbeweiſes
oder ſeine Unſchuld darzuthun , oder wenn er jetzt ſolche

Thatumſtände nachweist , wornach die That nicht mehr
als ſtrafbar , oder doch nicht mehr als Verbrechen , ſondern
als bloßes zum Kreiſe der Zuſtändigkeit der Bezirksgerichte
oder der Amtsrichter gehöriges Vergehen erſcheint .
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§. 501 . Neue Beweismittel , durch welche Thatumſtände

dargethan werden ſollen , wornach ein in dem frühern Ver⸗

fahren als vollgültig angenommener Zeuge zur Klaſſe der

Verdächtigen gehört hätte , reichen niemals hin , um auf den

Grund derſelben die Wiederaufnahme des Strafverfahrens

zu verlangen . +

§. 502 . Nach erfolgtem losſprechenden Urtheil kann

auf Antrag des Staatsanwalts gegen den Freigeſprochenen

wegen der nämlichen That nur unter folgenden Bedingungen
das Strafverfahren wieder aufgenommen werden .

= 4) wenn in der Folge durd gerichtliches Strafurtheil her⸗

geſtellt iſt , daß Urkunden , welche als Mittel des Entſchul⸗

digungsbeweiſes gebraucht und berückſichtigt wurden , falſch

oder verfälſcht , oder daß Zeugen , welche zu Gunſten des

Angeklagten ausgeſagt haben , meineidig , oder daß einer

oder mehrere derſelben , oder der urtheilenden Richter , be⸗

ſtochen geweſen ſind ; oder

2 ) wenn der Freigeſprochene ſpäter ſelbſt iR a
außergerichtlich ein Geſtändniß des Verbrechens oder Ver⸗

gehens abgelegt hat ; oder

3 ) wenn in der Folge andere Perſonen wegen des näm⸗
lichen Verbrechens oder Vergehens verurtheilt werden und in

dem Verfahren gegen dieſelben ſich Beweismittel ergeben
baben , von welchen mit Grund zu erwarten iſt , daß ſie die

Ueberweiſung des früher Losgeſprochenen als deren Mitſchul⸗

digen begründen werden .

§ . 503 . Was in dem §. 500 Nr . 4, § . 501 und §. 502 Nr .4
in Anſehung von Zeugen und deren Ausſagen beſtimmt iſt , gilt
in gleicher Weiſe auch von Sachverſtändigen.

§ C. 504 . Nach erfolgten verurtheilenden Erkennt⸗

aigen „ die den Anträgen des Staatsanwalts gemäß gefällt

wurden , findet die Wiederaufnahme auf den Antrag des
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Staatsanwalts inallen Fällen Statt , wenn ſich in der

Folge neue Thatumſtände ergeben , wornach die That , welche

als ein Vergehen beſtraft wurde , als Verbrechen ,

oder wenn ſie als ein zur Zuſtändigkeit des Amtsricht ers

gehöriges Vergehen betrachtet wurde , jetzt als ein zur

Zuſtändigkeit des Bezirksgerichts gehöriges Vergehen
erſcheint .

§. 505 . Nach erfolgtem verurtheilenden Ertenntniſſe
findet eine Wiederaufnahme des Verfahrens auf Antrag des

Staatsanwalts ferner unter den Vorausſetzungen des

§. 502 in folgenden Fällen Statt :

I . Im Falle der Beſtechung eines der urtheilenden Richter ,

wenn ein milderes Straferkenntniß gefällt wurde , als wor⸗
auf der Staatsanwalt angetragen hatte .

II . In den übrigen Fällen aber nur dann , wenn

1 ) auf den Grund der falfhen oder verfälſchten
Urkunden , oder der Ausſagen meineidiger oder beſto⸗

chener Zeugen ein milderes Straferkenntniß gefällt wurde ,

als worauf der Staatsanwalt angetragen hatte , oder wenn
der Staatsanwalt durch jene Beweismittel veranlaßtwurde,
auf ein milderesStraferkenntniß anzutragen ; oder wenn

2 ) in den Fälen des §. 502 , Nr . 2 und 3, das ſpätere

Geſtaͤndniß oder die neuen Beweismittel die That , welche

als ein Vergehen beſtraft wurde , als Verbrechen , oder wenn

ſie als ein zur Zuſtändigkeit der Amtsrichter gehöriges Ver⸗

gehen betrachtet worden , als ein von dem Bezirksgerichte zu

beſtrafendes Vergehen darſtellen , ohne Unterſchied , ob das

frühere Straferkenntniß den Anträgen des Staatsanwalts

gemäß gefällt wurde oder nicht .

§. 506 . Aus den nämlichen Gründen , aus welchen der

Verurtheilte die Wiederaufnahme des Strafverfahrens

fordern kann , darf ſie auch von ſeinen Eltern , Pflegeeltern ,
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Kindern , Geſchwiſtern oder dem Ehegatten nachgeſucht

werden . Dieſe Perſonen haben jedoch in einer von dem

Gerichte zu beſtimmenden Friſt die Zuſtimmung des Verur⸗

theilten zur Verfolgung des Rechtsmittels nachzuweiſen .

§. 507 . Nach dem Tode des Verurtheilten ſteht den im

vorigen Paragraphen bezeichneten Perſonen , ſo wie allen

ſeinen Erben , das Recht , die Wiederaufnahme nachzuſuchen ,
in eigenem Namen zu .

§. 508. Der Staatsanwalt kann die Wiederaufnahme

nur fordern , ſo lange die Verjährungszeit , und zwar

berechnet von der Zeit des begangenen Verbrechens an , nicht

abgelaufen iſt . A

§. 509 . Wird von dem Staatsanwalt die Wiederauf⸗

nahme aug den Gründen deg §. 502 , Nr . 4 , geſucht , und
hat der Angeklagte an der Faͤlſchung oder Beſtechung , als

Urbeber oder Gehülfe ſelbſt Theil genommen , ſo läuft die

Verjährung von dem Tage der Verkündung des Urtheils an ,

gegen welches die Wiederaufnahme geſucht wird .

§. 510 . Das Geſuch des Verurtheilten um Wiederauf⸗

nahme , welches die Beweismittel und die Gründe angibt ,

worauf es gebaut iſt , wird bei der Kanzlei des Bezirksgerichts ,
bei dem die vorige Unterſuchung Statt fand , eingereicht , und

von dieſer ohne Verzug dem Staatsanwalte mitgetheilt .

§. 511 . Findet der Staatsanwalt das Geſuch undeutlich ,

unbeſtimmt oder unvollſtäͤndig , ſo ſendet er daſſelbe dem

Unterſuchungsrichter zu , um mittelſt Vernehmung des Ver⸗

urtheilten dieſe Mängel zu heben .

§. 512 . Durch das Geſuch des Verurtheilten um Wieder⸗

aufnahme wird der Fortgang einer bereits angetretenen

Freiheitsſtrafe nicht gehemmt . In allen andern Fällen hat

daſſelbe, in Beziehung auf den Strafvollzug , aufiehiebende
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Wirkung , in ſo fern der Verurtheilte verhaftet iſt , oder ſich

zum Verhaft ſtellt . Das Bezirksgericht kann jedoch auch hier

die Entlaſſung aus dem Verhaft gegen Sicherheitsleiſtung
bewilligen .

FC. 513 . Iſt das Geſuch gehörig beſchaſfn, oder den

Mängeln deſſelben abgeholfen , ſo wird es von dem Staats⸗
anwalt mit den Acten der vorigen Unterſuchung an den

Oberſtaatsanwalt eingeſendet , welcher dieſelben mit ſeinen

Anträgen dem Appellationsgerichte vorlegt.
§. 514 . Der Staatsanwalt übergiebt ſeinen Autrag auf

Wiederaufnahme dem Unterſuchungsrichter , welcher darüber

den Angeklagten zu vernehmen hat . Nach dieſer Verneh⸗

mung überſendet der Staatsanwalt die Acten , mit ſeinen

Anträgen , dem Oberſtaatsanwalt .

§. 515 . Hat der Verurtheilte aus einem der in §. 500 ,

Nr . 4 , und im §. 502 , Nr . 4 , erwähnten Gründe um Wiederz

aufnahme des Strafverfahrens nachgeſucht und ein Urtheil

vorgelegt , durch welches die Gewißheit ſeiner Behauptungen
hergeſtellt wird , ſo erkennt das Appellationsgericht uͤber die

Zuläſſigkeit der Wiederaufnahme des Strafverfahrens in
öffentlicher Sitzung auf erſtatteten Vortrag , nach Anhörung
des Oberſtaatsanwalts und des Angeklagten oder ſeines

Vertheidigers , und verweist , wenn es das Geſuch für ge⸗

gründet erkennt , die Sache zur neuen Verhandlung an das

Criminalgericht des nämlichen oder eines andern Bezirks .

§. 516 . In allen andern Fällen erkennt das Appellations⸗

gericht über das Geſuch des Verurtheilten in geheimer

Sitzung ebenfalls auf erſtakketen Vortrag , nach Anhörung
des Oberſtaatsanwalts . Findet daſſelbe die Gründe des

Geſuchs in der Art erheblich , daß ſie , ihre Wahrheit vor⸗

ausgeſetzt , eine Abänderung des vorigen Urtheils zur Folge

haben müßten , ſo verordnet es die Erhebung der Beweiſe
Entw . Strafprocebßordn . 8
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derſelben durch den Unterſuchungsrichter ; im andern Falle

dagegen wird das Geſuch ſofort als unerheblich verworfen .

§. 517 . Sind die Acten nach beendigter Unterſuchung , die

zur Erhebung der Beweiſe Statt gefunden hat , dem Appel —

lationsgerichte wieder vorgelegt , ſo erkennt daſſelbe in

geheimer Sitzung über die Zuläſſigkeit oder Unzuläſſigkeit

der Wiederaufnahme , mit Beobachtung der im $. 515 gege⸗

benen Vorſchriften .

§. 518 . Iſt in Folge der nach S. 516 angeordneten Erhez

bung der Beweiſe eine Unterſuchung wegen Meineids oder

Beſtechung von Zeugen , oder Fälſchung von Urkunden , oder

Beſtechung eines der urtheilenden Richter eingeleitet worden ,

ſo kann der Verurtheilte an dieſer Unterſuchung und der

Schlußverhandlung zum Zwecke der Begründung ſeines

Geſuchs um Wiederaufnahme mit den Rechten eines Privat⸗
klägers Theil nehmen,

§ . 519 . Es iſt in dieſem Falle bei der wegen Meineids ,

Beſtechung oder Fälſchung Statt findenden Schlußverhand⸗

lung zugleich ein ſchriftlicher Vortrag überdie frühere Unter⸗

ſuchung gegen Denjenigen , der die Wiederaufnahme ſucht ,

zu erſtatten , und das Criminalgericht erkennt alsdann auch

über das Geſuch um r berau fnat ſelbſt .

§. 520 . Daſſelbe kanndie Zulãäſſigkeit dieſes Geſuchs auch

in dem Falle ausſprechen , wo die wegen Meineids , Beſte⸗

chung oder Fälſchung Angeklagten losgeſprochen werden ,

wenn anzunehmen iſt , daß Derjenige , der die Wiederauf⸗

nahme des Verfahrens begehrt , früher gar nicht verurtheilt ,

oder nach §. 505 , Nr . II . 2, nhr eines zur Zuſtändigkeit des

Bezirksgerichts oder des Amtsrichters gehörigen Vergehens

ſchuldig erklͤrt worden waͤre , wenn die jetzt hergeſtellten

Thatumſtände bei Fällung des
Moneo: p a ſchon

vorgelegen patum:
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§. 521 . Wurde die Wiederaufnahme des Verfahrens , in

Gemäßheit der vorhergehenden §§. 519 und 520 vom Criminal -

gerichte ausgeſprochen , ſo kann dieſes , wenn der Staats⸗

anwalt erklärt , daß er die Anklage gegen den früher Ver⸗

urtheilten jetzt nicht mehr fuͤr begründet halte , denſelben mit

Aufhebungldes frühern Urtheils ſogleich freiſprechen . Erfolgt

eine ſolche Erklärung des Staatsanwalts nicht , oder erkennt

das Criminalgericht , einer ſolchen Erklärung ungeachtet , die

Sache noch nicht in der Art fur aufgeklärt , daß ein frei⸗

ſprechendes Erkenntniß gegen den früher Verurtheilten gege⸗

ben werden könnte , ſo überläßt daſſelbe dem Appellations⸗

gericht die Beſtimmung des Criminalgerichts , vor welchem

die Sache jetzt verhandelt werden ſoll .

§. 522 . Die Zeugen, welche wegen falſchen Zeugniſſes

verurtheilt wurden , können bei der neuen Verhandlung vor

dem Criminalgericht nicht wieder abgehört werden . Ihre

früheren Ausſagen können nur auf Antrag Desjenigen vor⸗

geleſen werden , der die Wiederaufnahme nachgeſucht hat .

Ausſagen anderer Zeugen , die in der Zwiſchenzeit geſtorben

ſind oder aus andern Gründen nicht mehr vernommen werden

können , werden in der Sitzung vorgeleſen .

§. 523 . Iſt wegen eines Verbrechens oder Vergehens ein

Angeklagter verurtheilt , und iſt hierauf wegen des nämlichen

Verbrechens oder Vergehens ein anderer Angeklagter durch

ein anderes Erkenntniß ebenfalls verurtheilt worden , ſo er⸗

theilt das Juſtizminiſterium , wenn ſich die beiden Entſchei⸗

dungen nicht vereinigen laſſen und die Unſchuld des einen

oder andern Verurtheilten beweiſen , entweder von Amts⸗

wegen oder auf das Geſuch eines oder beider Verurtheilten ,

oder auf den Antrag des Generalſtaatsanwalts , dem letztern

den Auftrag , die beiden Urtheile , ſammt den Acten mit

ſeinen Anträgen dem Oberappellationsgericht vorzulegen ,

welches ſodann , auf erſtatteten Vortrag , in öffentliche
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Sitzung und nach Anhörung des Generalſtaatsanwalts ,

wenn ſich die Sache ſo findet , die beiden Urtheile aufhebt

und die Angeklagten zur neuen Verhandlung der früher gegen

ſie erhobenen Anklagen an ein anderes Criminal⸗ oder

Bezirksgericht verweist , welches keines b: beiden vorigen

Urtheile gefällt hat .

. 524 . Gegen die Erkenntniſſſe , wodurch die nachgeſuchte

Wiederaufnahme des Strafverfahrens zugelaſſen oder ver⸗

worfen wird , findet keine Appellation Statt .
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